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 Vorwort 

Mit der Einführung der Abgeltungsteuer als Teil der Unternehmensteuerreform 2008 be
gann 2009 eine neue Zeitrechnung für Kunden und Banken. Das erklärte Ziel der Abgel
tungsteuer: Die Besteuerung von Kapitalerträgen einfacher zu gestalten. Doch ist die neue
Besteuerungssystematik wirklich einfacher geworden? Generell kann man nach nunmehr
fast fünf Jahren sagen, dass die Umsetzung der Abgeltungsteuer schwieriger zu bewältigen
war, als man es sich gedacht hatte. Noch heute sind nicht alle Zweifelsfragen geklärt, diese
müssen sukzessive mit der Finanzverwaltung abgestimmt werden.

Sehr problematisch bleiben weiterhin Themen rund um das Veranlagungsverfahren, die
Anrechnung ausländischer Quellensteuer oder die Besteuerung von Investmentfonds. Oft
wird bemängelt, dass die gesetzlichen Anforderungen nicht mit der Bankpraxis vereinbar
sind und eine vollumfängliche Anwendung der Abgeltungsteuer in vielen Fällen bei Ban
ken gar nicht möglich ist. Besonders deutlich wird dies bei der Besteuerung von Invest
mentfonds, wo es durch zahlreiche Sonderregelungen im Investmentsteuergesetz zu einer
erheblichen Verkomplizierung des Steuereinbehaltes kommt und Kunden in vielen Fällen
gar nicht am Gang zum Finanzamt vorbeikommen.

Aus heutiger Sicht steht fest, dass die Einführung der Abgeltungsteuer nicht zu den ge
wünschten Vereinfachungen geführt hat, wie sie sich Banken und Kunden gewünscht ha
ben. Sofern Kunden außer Konten auch Depots bei ihren Banken unterhalten, wird es oft
schwer, den Überblick über die steuerlichen Berechnungen und Buchungen zu behalten, da
Banken seit 2009 eine sehr umfangreiche Verlustverrechnung praktizieren und sogenannte
steuerliche Optimierungen von Kunden oft nur schwer nachvollzogen werden können. Bei
umfangreichen Depotbewegungen, wie dies z.B. bei Vermögensverwaltungen üblich ist,
fällt die Nachvollziehbarkeit der steuerlichen Verlustverrechnung im Nachhinein sogar der
depotführenden Bank selbst oft nicht leicht.

Da seit 2007 fortwährend an den gesetzlichen Grundlagen und Anwendungserlassen gear
beitet wird, ist es fast unmöglich einen allumfassenden Überblick über die steuerlichen
Regelungen der Abgeltungsteuer zu behalten. Auch im Jahr 2013 gibt es wieder diverse
Änderungen für die Banken zu beachten. U.a. wurde das umfassende Anwendungsschrei
ben zur Abgeltungsteuer von der Finanzverwaltung ergänzt bzw. überarbeitet. Weiterer
Anpassungsbedarf ergibt sich zudem aus dem Jahressteuergesetz 2013 bzw. aus dem
Amtshilferichtlinie Umsetzungsgesetz.

Dieses Fachbuch soll die Anwendung der Abgeltungsteuer und somit auch die Berechnung
der Kapitalertragsteuer aus Sicht der Bankpraxis wiedergeben. Hierbei wird detailliert auf
die Herleitung steuerlicher Bemessungsgrundlagen eingegangen. Viele Praxisbeispiele und
eine verständliche Struktur verdeutlichen die Anwendung des neuen Steuerrechts. Außer
dem gibt eine FAQ Liste am Ende jedes einzelnen Kapitels schnelle Antworten auf die
wichtigsten Fragen rund um das Thema Abgeltungsteuer.
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Relevante BMF Schreiben, auf die im Buch verwiesen wird, stehen auf www.springer
gabler.de zum kostenlosen Download bereit.

Nicht Bestandteil dieses Buches sind Ausführungen zur Besteuerung im Betriebsvermögen,
zur Erbschafts bzw. Schenkungsteuer sowie zu steuerlichen Behandlung von Kapitalmaß
nahmen.

Das Buch basiert auf dem Rechtsstand vom März 2013. Aufgrund des ständigen Wandels
der dargestellten Rechtsmaterie sind die Aussagen grundsätzlich auf ihre Aktualität hin zu
prüfen. Der Inhalt des Buches wurde von den Autoren sorgfältig recherchiert; die aufge
führten Beispiele dienen lediglich zur Verdeutlichung der beschriebenen Thematik. Das
Werk kann eine Steuer bzw. Rechtsberatung zu den einzelnen Themengebieten nicht er
setzen.

Die Autoren bedanken sich ganz herzlich bei Herrn Gunther Manske für die konstruktive
Unterstützung beim Korrekturlesen des Buches.

Für Anmerkungen, Fragen oder Kritik zu diesem Buch steht Ihnen folgende Email Adresse
zur Verfügung: kontakt@abgeltungsteuerbuch.de

Wir freuen uns auf Ihre Rückmeldungen.
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1 Grundlagen 

1.1 Einführung – Die Besteuerung von 
Kapitalerträgen  

Kapitalerträge waren und sind in Deutschland grundsätzlich einkommensteuerpflichtig.
Durch das Unternehmensteuerreformgesetz 2008 wurde zum 01.01.2009 die sogenannte
Abgeltungsteuer eingeführt und gleichzeitig der Umfang der bis dahin steuerpflichtigen
Kapitalerträge stark ausgeweitet. Während vor Einführung der Abgeltungsteuer grund
sätzlich nur die Früchte einer Kapitalanlage wie z.B. Zinsen oder Dividenden der Besteue
rung unterlagen, werden nun seit 2009 auch Zuwächse des Kapitalstamms umfassend
steuerlich erfasst, so z.B. Gewinne aus der Veräußerung oder Einlösung von Wertpapieren
unabhängig von deren Haltedauer. Zentrale Gesetzesvorschrift für die Besteuerung von
Kapitalerträgen ist der im Rahmen der Einführung der Abgeltungsteuer neu gefasste § 20
EStG, der die verschiedenen steuerpflichtigen Erträge aufzählt. Die Höhe der Besteuerung
richtet sich nun nach dem neu eingeführten § 32d Abs. 1 EStG, welcher einen pauschalen
Steuersatz von 25% für Kapitalerträge im Privatvermögen vorsieht. Dies bedeutet, dass
Kapitalerträge ab 2009 grundsätzlich nicht mehr dem progressiven Einkommensteuertarif
i.S.d. § 32a EStG unterliegen. Vielmehr soll bereits durch einen pauschalen Steuereinbehalt
direkt bei Anfall des Kapitalertrags bzw. an der Quelle die Besteuerung abschließend vor
genommen werden, so dass eine Angabe der erzielten Kapitalerträge durch den Steuer
pflichtigen im Rahmen seiner Einkommensteuerveranlagung nicht mehr notwendig ist. Es
gilt dabei der in § 43 Abs. 5 S. 1 EStG normierte Grundsatz:

„Für Kapitalerträge im Sinne des § 20, soweit sie der Kapitalertragsteuer unterlegen ha
ben, ist die Einkommensteuer mit dem Steuerabzug abgegolten; …“

Die Erhebung der pauschalen Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge erfolgt daher im Regel
fall in Form der sogenannten Kapitalertragsteuer, welche als Quellensteuer entweder

von der die Kapitalerträge auszahlenden Stelle (z.B. ein Kreditinstitut) oder

vom Schuldner der Kapitalerträge (z.B. Emittent des Wertpapiers) oder

von der den Verkaufsauftrag für Wertpapiere ausführenden Stelle (z.B. Wertpapierhan
delsunternehmen)

einzubehalten und an das für sie zuständige Finanzamt abzuführen ist1.

Da der Kapitalertragsteuer wie erwähnt abgeltende Wirkung zukommen soll, beträgt deren
Höhe grundsätzlich ebenfalls 25% des Kapitalertrags2. Auf die Kapitalertragsteuer sind

1 Vgl. §§ 43, 44 EStG
2 § 43a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG

O. Rhodius, J. Lofi ng, Kapitalertragsteuer und Abgeltungsteuer verstehen, 
DOI 10.1007/978-3-658-00404-0_1, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013
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weiterhin 5,5% Solidaritätszuschlag zu erheben3. Auf gesonderten Antrag des Anlegers hat
der Kapitalertragsteuer Abzugsverpflichtete zusätzlich Kirchensteuer auf Basis der Kapi
talertragsteuer einzubehalten4.

Die Kapitalertragsteuer wird bei ihrer Ermittlung immer kaufmännisch gerundet, der Soli
daritätszuschlag wird immer abgerundet bzw. nach der zweiten Nachkommastelle abge
schnitten.

Rechenbeispiel: 

Zinszahlung i.H.v. 61.494,98 Euro unter Abzug von Kapitalertragsteuer und Solidaritäts
zuschlag

61.494,98 Euro * 25% = 15.373,745 Euro = 15.373,75 Euro kaufmännisch gerundet.

15.373,75 Euro* 5,5%= 845,556 Euro= 845,55 Euro abgerundet.

Die Kapitalertragsteuer kann nur dann abgeltende Wirkung entfalteten, wenn die Kapital
einnahmen nicht zu den Einkünften aus Land und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb,
aus selbständiger Arbeit oder aus Vermietung und Verpachtung gehören5. In solchen Fällen
ist die Kapitalertragsteuer zwar ebenfalls von den zuvor genannten Abzugsverpflichteten
zu erheben6, sie ist jedoch als bloße Vorauszahlung auf die tarifliche Einkommen oder
Körperschaftsteuer des Anlegers in der steuerlichen Veranlagung anzurechnen7.

Mit Einführung der Abgeltungsteuer und damit des pauschalen Steuersatzes von 25% hat
der Gesetzgeber im Gegenzug den Abzug von Werbungskosten bei den Einkünften aus
Kapitalvermögen grundsätzlich ausgeschlossen8.

1.2 Gesetzliche Grundlagen und wichtige 
Anwendungsschreiben der Finanzverwaltung 
zur Abgeltungsteuer  

Die Abgeltungsteuer als Teil des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 14.08.2007
ist am 01.01.2009 ursprünglich in Kraft getreten. Allerdings wurden die Regelungen zur
Abgeltungsteuer bis heute immer wieder modifiziert bzw. erweitert. In diesem Zusam
menhang sind als weitere wichtige Gesetze zu nennen:

3 § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 SolZG
4 § 51a Abs. 2b und 2c EStG
5 § 43 Abs. 5 S. 2 EStG
6 § 43 Abs. 4 EStG
7 Vgl. § 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG
8 § 20 Abs. 9 2. Halbsatz EStG
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Das Jahressteuergesetz 2008 vom 20.12.2007

Das Jahressteuergesetz 2009 vom 19.12.2008

Das Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung vom 16.07.2009

Das Jahressteuergesetz 2010 vom 08.12.2010

Das OGAW IV Umsetzungsgesetz vom 22.06.2011

Das Beitreibungsrichtlinie Umsetzungsgesetz vom 07.12.2011

Darüber hinaus sind folgende wichtige Anwendungsschreiben von der Finanzverwaltung
veröffentlicht worden:

Das Anwendungsschreiben zur Abgeltungsteuer vom 09.10.2012,

Das Anwendungsschreiben zur Ausstellung von Steuerbescheinigungen vom
20.12.2012,

Das Schreiben zu Zweifels und Auslegungsfragen des Investmentsteuergesetzes vom
18.08.2009.

Weiterhin existieren diverse Antwortschreiben der Finanzbehörden zu Zweifelsfragen der
kreditwirtschaftlichen Verbände.

1.3 Die §§ 20 und 23 EStG im alten und neuen 
Steuerrecht 

Im alten Steuerrecht (Rechtsstand bis 31.12.2008) wurde maßgeblich zwischen Kapitalerträ
gen nach § 20 EStG a.F. als „Früchte der Kapitalanlage“ sowie Veräußerungsgewinnen und
Gewinnen aus Termingeschäften als Veränderungen am Kapitalstamm gemäß § 22 Nr. 2
i.V.m. § 23 EStG a.F. unterschieden. Letztere waren grundsätzlich nur innerhalb gewisser
Haltedauern („Spekulationfristen“) steuerpflichtig. Darüber hinaus wurden auch Stillhal
terprämien als sonstige Erträge nach § 22 Nr. 3 EStG a.F. steuerlich erfasst.

Mit Wirkung ab 2009 sind die §§ 20 und 23 EStG inhaltlich neu gefasst worden. Im Rahmen
des neuen § 20 EStG werden nun Veräußerungsgeschäfte in Wertpapieren und Terminge
schäfte ohne Beachtung von Haltefristen für steuerpflichtig erklärt9, auch die Stillhalter
prämien fanden nun Eingang in diesen Paragraphen10. Der § 23 EStG besteht auch im neuen
Steuerrecht fort, jedoch fallen in seinen Anwendungsbereich nur noch Veräußerungsergeb
nisse aus Immobilien, Devisen und sonstigen Wirtschaftsgütern wie z.B. Goldmünzen (kei
ne Wertpapiere oder Termingeschäfte). Es gelten hier weiterhin die „Spekulationsfristen“

9 Vgl. § 20 Abs. 2 EStG ab 2009
10 § 20 Abs. 1 S. 1 Nr. 11 EStG
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von einem Jahr bzw. zehn Jahren zwischen Anschaffung und Veräußerung, deren Nicht
Einhaltung die Steuerpflicht nach sich zieht.

Die Einkünfte aus sogenannten privaten Veräußerungsgeschäften nach § 22 Nr. 2 i.V.m.
§ 23 EStG n.F. unterliegen nicht dem Kapitalertragsteuerabzug bzw. der Abgeltungsteuer
sondern weiterhin der tariflichen Einkommensteuer. Daher sind diese Einkünfte grundsätz
lich im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung gegenüber dem Finanzamt zu deklarie
ren. Dies geschieht im amtlichen Vordruck Anlage SO zur Einkommensteuererklärung.

1.4 Kapitalerträge, die niemals der 
Abgeltungsteuer unterliegen 

Der Gesetzgeber hat bestimmte Kapitalerträge von der Abgeltungsteuer bzw. der Anwen
dung des pauschalen Abgeltungssteuersatzes von 25% ausdrücklich ausgenommen, um
missbräuchliche Gestaltungen durch den Steuerpflichtigen auszuschließen. Hierbei soll
verhindert werden, dass es zu einer sogenannten Tarifspreizung zwischen der tariflichen
Einkommensteuer und dem pauschalen Steuersatz gemäß § 32d Abs. 1 EStG kommt. Steu
erpflichtige sollen nicht einerseits Betriebsausgaben oder Werbungskosten bei tariflich
besteuerten Einnahmen absetzen können und andererseits die daraus resultierenden Kapi
taleinnahmen nur pauschal mit 25% versteuern dürfen. Daher zählt der § 32d Abs. 2 EStG
diejenigen Kapitalerträge auf, welche der tariflichen Einkommensteuer unterliegen. Dies
sind insbesondere Zinszahlungen11

zwischen nahestehenden Personen12, wenn die Zinszahlungen beim Schuldner entwe
der Betriebsausgaben oder Werbungskosten sind;

von Kapitalgesellschaften an ihre Anteilseigner, die zu mindestens 10% an der Gesell
schaft beteiligt sind oder an diesen Anteilseignern nahestehende Personen;

im Rahmen von sogenannten Back to Back Finanzierungen (i.S.d. § 32d Abs. 2 S. 1
Nr. 1 c.) EStG). Eine solche kann z.B. vorliegen, wenn ein Unternehmer bei einer Bank
sowohl eine Einlage als auch einen Kredit in gleicher Höhe unterhält.

Gleiches gilt auch für Kapitaleinnahmen aus der Veräußerung von Wirtschaftsgütern und
Kapitalforderungen unter den zuvor genannten Voraussetzungen. Für diese Kapitalerträge
kann nicht der Sparer Pauschbetrag i.H.v. 801,00 bzw. 1.602,00 Euro in Anspruch genom
men, Verluste dürfen jedoch mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten verrechnet wer
den13.

Von der Anwendung der Abgeltungsteuer sind weiterhin Kapitalerträge aus Versicherun
gen nach § 20 Abs. 1 S. 1 Nr. 6 EStG ausgeschlossen, wenn die Versicherungsleistung nach

11 § 32d Abs. 2 S. 1 Nr.1 EStG
12 Definition der nahestehenden Person vgl. Rz. 136, BMF v. 09.10.2012
13 § 32d Abs. 2 S. 2 EStG, § 20 Abs. 6 und 9 EStG finden keine Anwendung
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Vollendung des 62. Lebensjahres des Steuerpflichtigen und nach Ablauf von zwölf Jahren
nach Vertragsschluss gezahlt wird14. Damit soll eine doppelte Begünstigung (hälftige Be
steuerung und pauschaler Steuersatz von 25%) vermieden werden. Der Sparerpauschbe
trag kann hier jedoch in Anspruch genommen werden.

Auch Kapitaleinnahmen aus verdeckten Gewinnausschüttungen werden grundsätzlich von
der Abgeltungsteuer ausgenommen, soweit sie das Einkommen der leistenden Körper
schaft gemindert haben.15

1.5 Kapitalerträge mit Wahlrecht zur tariflichen 
Einkommensteuer 

Für Dividenden und ähnliche Erträge gemäß § 20 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 2 EStG kann der
Steuerpflichtige unter bestimmten Voraussetzungen auf Antrag statt der Besteuerung mit
dem Abgeltungssatz von 25% die Anwendung des tariflichen Steuersatzes im Rahmen der
Einkommensteuerveranlagung wählen16. Bedingung hierfür ist, dass

der Steuerpflichtige zu mindestens 25% an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist oder

zu mindestens 1% an der Kapitalgesellschaft beteiligt und beruflich für diese tätig ist.

Macht der Steuerpflichtige in diesen Fällen von seinem Wahlrecht zu Gunsten der tarifli
chen Einkommensteuer Gebrauch, so entfällt wiederum der Sparerpauschbetrag. Eine
einkünfteübergreifende Verlustverrechnung ist jedoch zulässig, was auch für den Ansatz
von Werbungskosten gilt17. Letzteres sollte ggf. einer der Hauptgründe für den Steuer
pflichtigen sein, sein Wahlrecht entsprechend auszuüben.

1.6 Kapitalerträge mit Pflichtveranlagung zum 
Abgeltungssteuersatz 

Sofern abgeltungssteuerpflichtige Kapitalerträge nicht bereits bei Auszahlung an der
Quelle dem Kapitalertragssteuerabzug unterlegen haben, sieht der Gesetzgeber hierfür
eine Pflichtveranlagung zum pauschalen Steuersatz von 25% vor. Dies regelt § 32d Abs. 3
EStG:

Steuerpflichtige Kapitalerträge, die nicht der Kapitalertragsteuer unterlegen haben, hat
der Steuerpflichtige in seiner Einkommensteuererklärung anzugeben. Für diese Kapi

14 § 32d Abs. 2 S. 1 Nr. 2 EStG
15 § 32d Abs. 2 S. 1 Nr. 4 EStG
16 § 32d Abs. 2 S. 1 Nr. 3 EStG
17 § 32d Abs. 2 Nr. 3 S. 2 EStG



22 Grundlagen 

talerträge erhöht sich die tarifliche Einkommensteuer um den nach Absatz 1 ermittel
ten Betrag.

Als Beispiel sind hier insbesondere Kapitalerträge zu nennen, die im Ausland über dortige
Banken bezogen werden und bei denen es an einem deutschen Kapitalertragsteuerabzug
fehlt. Diese Kapitalerträge sind verpflichtend in der Einkommensteuerveranlagung zu
deklarieren18. Gleiches gilt beispielsweise für Zinszahlungen unter Privatpersonen oder
auch für Zinsen auf Nachbesserungszahlungen aus Kapitalmaßnahmen wie Squeeze outs19.

Eine weitere Verpflichtung zur Veranlagung ergibt sich aus Randziffer 183 des BMF
Schreibens vom 09.10.2012. Sofern die von der Bank im Rahmen der Veräußerung oder
endfälligen Einlösung angewendete Ersatzbemessungsgrundlage geringer ist als die tat
sächliche Höhe der Kapitalerträge, ist der darüber hinausgehende Anteil der Kapitalerträge
noch der Besteuerung zu unterwerfen. Dies gilt jedoch nur, wenn die Differenz im Kalen
derjahr einen Betrag von 500 Euro übersteigt.

1.7 Freiwillige Veranlagung der Kapitalerträge 
durch den Steuerpflichtigen 

1.7.1 Freiwillige Veranlagung nach § 32d Abs. 4 EStG 

Obwohl der Kapitalertragsteuerabzug wie erwähnt nach § 43 Abs. 5 S. 1 EStG abgeltende
Wirkung haben soll, kann der Anleger in den in § 32d Abs. 4 EStG genannten Fällen freiwil
lig  in die steuerliche Veranlagung durch das Finanzamt gehen:

Der Steuerpflichtige kann mit der Einkommensteuererklärung für Kapitalerträge, die der
Kapitalertragsteuer unterlegen haben, eine Steuerfestsetzung entsprechend Absatz 3 Satz
2 insbesondere in Fällen eines nicht vollständig ausgeschöpften Sparer Pauschbetrags,
einer Anwendung der Ersatzbemessungsgrundlage nach § 43a Absatz 2 Satz 7, eines
noch nicht im Rahmen des § 43a Absatz 3 berücksichtigten Verlusts, eines Verlustvor
trags nach § 20 Absatz 6 und noch nicht berücksichtigter ausländischer Steuern, zur
Überprüfung des Steuereinbehalts dem Grund oder der Höhe nach oder zur Anwen
dung von Absatz 1 Satz 3 beantragen.

Als Grund für diese vom Steuerpflichtigen beantragte Veranlagung kommt demnach z.B. in
Betracht:

Der Anleger hat den ihm zustehenden Sparerpauschbetrag i.H.v. 801 bzw. 1.602 Euro
nicht auf Bankenebene ausgeschöpft und damit nicht Kapitalerträge in entsprechender
Höhe vom Kapitalertragsteuerabzug freistellen lassen. Hintergrund kann beispielweise

18 BMF v. 09.10.2012, Rz.144
19 BMF v. 09.10.2012, Rz.159
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sein, dass der Anleger überhaupt keinen Freistellungsauftrag bei seiner Bank gestellt
hat. Der nicht ausgeschöpfte Sparerpauschbetrag wird dann durch das Finanzamt nach
träglich von den mit Kapitalertragsteuer belasteten Kapitalerträgen abgezogen, so dass
es ggf. zu einer Steuererstattung kommt.

Die depotführende Bank des Kunden hat bei einer Veräußerung von Wertpapieren man
gels Kenntnis der Anschaffungskosten die Kapitalertragsteuer pauschal auf Basis von 30%
des Veräußerungserlöses einbehalten. Unter Berücksichtigung der tatsächlichen Anschaf
fungskosten würde der steuerpflichtige Veräußerungsgewinn jedoch geringer ausfallen,
so dass der Anleger die Korrektur der von der Bank im Rahmen des Kapitalertrags
teuerabzuges angewandten Ersatzbemessungsgrundlage in der Veranlagung beantragen
kann. Hierzu weist er gegenüber dem Finanzamt das korrigierte Veräußerungsergebnis
bzw. die tatsächlichen Anschaffungskosten mittels geeigneter Unterlagen nach.

Der Anleger möchte Verluste, die bei Bank A angefallen sind, mit bei Bank B erzielten,
positiven Kapitaleinnahmen verrechnen lassen, um so einbehaltene Kapitalertragsteuer
erstattet zu bekommen. Hierzu benötigt er von Bank A eine sogenannte Verlustbeschei
nigung20, mit deren Hilfe er die gewünschte Verrechnung im Rahmen der Veranlagung
vom Finanzamt durchführen lassen kann.

Hat das Finanzamt im Rahmen einer früheren Veranlagung einen Verlustvortrag bei den
Einkünften aus Kapitalvermögen i.S.d. § 20 Abs. 6 EStG festgestellt, so kann der Anleger
eine Verrechnung dieser Verluste mit positiven Kapitaleinnahmen durch das Finanzamt
beantragen. Auch hier kommt es dann ggf. zu einer Steuererstattung. Eine Verrechnung
von vor 2009 vom Finanzamt festgestellten Verlusten (Altverlusten) mit positiven Kapital
erträgen nach § 20 Abs. 2 EStG ist nur noch bis einschließlich 2013 möglich.

Konnten von einer depotführenden Bank ausländische Quellensteuern nicht oder nicht
vollständig auf die deutsche Kapitalertragsteuer angerechnet werden und existieren für
den Anleger weitere, mit Kapitalertragsteuer belastete Kapitalerträge bei anderen Ban
ken, so kann er die Anrechnung der ausländischen Quellensteuer auf die Kapitalertrag
steuer vom Finanzamt durchführen lassen.

Hat die Bank einen Kapitalertragsteuerabzug durchgeführt, obwohl aus Anlegersicht
hierzu keine Veranlassung bestand, kann der Kunde eine Überprüfung des Kapital
ertragsteuereinbehalts dem Grunde und der Höhe nach von seinem Finanzamt vor
nehmen lassen. Insbesondere bei ausländischen Kapitalmaßnahmen kann beispielswei
se eine abschließende steuerliche Würdigung von der Bank oft nicht erfolgen, so dass
allein zur Vermeidung von Haftungsfällen Kapitalertragsteuer durch die Bank einbehal
ten wird. Der Anleger kann dann den Nachweis einer möglichen Steuerneutralität der
Kapitalmaßnahme gegenüber dem Finanzamt führen und sich ggf. die abgeführte Kapi
talertragsteuer erstatten lassen.

20 Vgl. § 43a Abs. 3 S. 4 EStG
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Der Kunde lässt die auf die Kapitalertragsteuer entfallende Kirchensteuer erst im Rah
men der Einkommensteuerveranlagung erheben und möchte in diesem Zusammenhang
auch den Sonderausgabenminderungseffekt der Kirchensteuer auf die Kapitalertrag
steuer berücksichtigt wissen.

Die freiwillige Veranlagung nach § 32d Abs. 4 EStG ändert jedoch grundsätzlich nichts an
der Tatsache, dass die Kapitalerträge mit dem Abgeltungssatz von 25% besteuert werden.

1.7.2 Die sogenannte Günstigerprüfung 

§ 32d Abs. 6 EStG sieht ein weiteres Antragsrecht für den Steuerpflichtigen vor:

Auf Antrag des Steuerpflichtigen werden anstelle der Anwendung der Absätze 1, 3 und
4 die nach § 20 ermittelten Kapitaleinkünfte den Einkünften im Sinne des § 2 hinzuge
rechnet und der tariflichen Einkommensteuer unterworfen, wenn dies zu einer niedrige
ren Einkommensteuer einschließlich Zuschlagsteuern führt (Günstigerprüfung).

Der Anleger kann demnach gegenüber seinem Finanzamt den Antrag stellen, dass dieses in
einer Vergleichsrechnung überprüft, ob die Einbeziehung der Kapitalerträge in die tarifli
che Einkommensteuer ggf. zu einer niedrigeren steuerlichen Belastung führt als die An
wendung des Abgeltungsteuersatzes von 25% auf die Kapitalerträge. Ist dies nicht der Fall,
bleibt es bei der Besteuerung der Kapitalerträge mit 25% Abgeltungsteuer, eine höhere
Steuer wird niemals vom Finanzamt festgesetzt. Dieses betrachtet dann den Antrag zur
Veranlagung der Kapitalerträge als nicht gestellt21. Zur Durchführung der Günstiger
prüfung sind sämtliche Kapitalerträge in der Einkommensteuererklärung anzugeben. Die
Prüfung kann nicht auf einzelne Kapitalerträge beschränkt werden, bei zusammenveran
lagten Ehegatten ist sie für sämtliche Kapitalerträge beider Ehepartner durchzuführen22.

Auch wenn die Kapitalerträge nach Prüfung durch das Finanzamt letztendlich der tarifli
chen Einkommensteuer unterworfen werden, ist auch in diesem Fall der Abzug tatsächli
cher Werbungskosten ausgeschlossen23.

Bei der Günstigerprüfung wird der Abgeltungssteuersatz von 25% mit dem individuellen
Grenzsteuersatz des Anlegers verglichen, dem die Kapitalerträge unterliegen. Dieser Ver
gleich wird wie folgt durchgeführt:

1. Berechnung der Steuerbelastung insgesamt bei Anwendung des Abgeltungsteuersatzes
von 25% auf die Kapitalerträge

2. Einbeziehung der Kapitalerträge als Teil der gesamten Einkünfte mit Steuerprogression

21 BMF v. 09.10.2012, Rz. 150
22 § 32d Abs. 6 S. 3 und 4 EStG
23 § 32d Abs. 6 S. 1 EStG, weiterhin Ermittlung der Kapitaleinkünfte nach § 20 EStG, d.h. kein Wer

bungskostenabzug, § 20 Abs. 9 2. Halbsatz EStG
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Nur wenn der Grenzsteuersatz kleiner oder gleich 25% ist, lohnt sich eine Veranlagung der
Kapitalerträge zur tariflichen Einkommensteuer.

Beispiel 1) 

Zu versteuerndes Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit 45.000,00 Euro

Steuersatz gem. ESt Tabelle 2013 23,93%

Zu entrichtende Einkommensteuer 10.768,00 Euro

Kapitalerträge brutto 1.000,00 Euro

Pauschaler Steuersatz (Abgeltungsteuer) 25%

Zu entrichtende Kapitalertragsteuer 250,00 Euro

Steuerbelastung absolut: 11.018,00 Euro

Der Kunde beantragt die Günstigerprüfung im Rahmen der steuerlichen Veranlagung.

Hier die neue Rechnung:

Zu versteuerndes Einkommen gesamt (inkl. Kapitalerträge) 46.000,00 Euro

Steuersatz gem. ESt Tabelle 2013 24,24%

Zu entrichtende Einkommensteuer absolut: 11.151,00 Euro

Grenzsteuersatz für den Mehrertrag aus Kapitalvermögen: 39%

Ergebnis: In diesem Fall ist jedoch die Anwendung der Abgeltungsteuer günstiger.

Beispiel 2) 

Zu versteuerndes Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit 15.000,00 Euro

Steuersatz gem. ESt Tabelle 2013 9,16%

Zu entrichtende Einkommensteuer 1.374,00 Euro

Kapitalerträge brutto 1.000,00 Euro

Pauschaler Steuersatz (Abgeltungsteuer) 25%

Zu entrichtende Kapitalertragsteuer 250,00 Euro
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Gesamte Steuerbelastung : 1.624,00 Euro

Der Kunde beantragt die Günstigerprüfung im Rahmen der steuerlichen Veranlagung.

Hier die neue Rechnung:

Zu versteuerndes Einkommen gesamt (inkl. Kapitalerträge) 16.000,00 Euro

Steuersatz gem. ESt Tabelle 2013 10,13%

Zu entrichtende Einkommensteuer absolut: 1.621,00 Euro

Grenzsteuersatz für den Mehrertrag aus Kapitalvermögen: 25%

Ergebnis: In diesem Fall ist die Veranlagung der Kapitalerträge zur tariflichen Einkommen
steuer sinnvoll.

Das Ergebnis der Günstigerprüfung hängt also vom individuellen Grenzsteuersatz des
Anlegers ab.

1.8 Der Abzugsverpflichtete der 
Kapitalertragsteuer 

Überwiegend wird die Kapitalertragsteuer von der sogenannten auszahlenden Stelle ein
behalten, da diese grundsätzlich zum Abzug der Kapitalertragsteuer bei Auszahlung der
Kapitalerträge an den Anleger verpflichtet ist24. In der Regel ist die konto oder depotfüh
rende Bank immer die auszahlende Stelle für Kapitalerträge25 wie

Inländische Dividenden aus sammel und streifbandverwahrten Aktien,

Ausländische Dividenden,

Zinsen aus sonstigen Kapitalforderungen,

Stillhalterprämien,

Veräußerungsgewinne aus Wertpapieren,

Gewinne aus Termingeschäften.

24 § 44 Abs. 1 S. 3 EStG
25 Vgl. § 43 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1a, 6, 7 und 8 bis 12 sowie Satz 2 EStG
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Daneben ist bei bestimmten Kapitalerträgen der Schuldner dieser Erträge, d.h. beispiels
weise der Emittent der Wertpapiere, der Abzugsverpflichtete für die Kapitalertragsteuer 26.
Dies ist z.B. bei folgenden Erträgen der Fall27:

Ausschüttungen inländischer, eigen und fremdkapitalähnlicher Genussrechte,

Zinszahlungen inländischer Wandelanleihen,

Ausschüttungen aus inländischen Gewinnobligationen.

Durch das Jahressteuergesetz 2013 ist bei den zuvor genannten Erträgen mit Zufluß ab dem
01.01.2013 ein Übergang der Abzugsverpflichtung vom Emittenten auf die auszahlende
Stelle vorgesehen, soweit die Genussrechte, Wandelanleihen und Gewinnobligationen
entweder sammel oder streifbandverwahrt werden. Das JStG 2013 wurde jedoch im Ge
setzgebungsverfahren gestoppt und ist bisher nicht in Kraft getreten (Stand März 2013).
Gleichwohl hat das BMF auf dem Verwaltungswege eine Anwendung dieser neuen Rege
lungen zum Kapitalertragsteuerabzug aus dem JStG 2013 ab dem 01. Januar 2013 angeord
net.28

Bei der Veräußerung von getrennten Zins und Dividendenscheinen trifft ggf. die den Ver
kaufsauftrag ausführende Stelle die Verpflichtung zum Kapitalertragsteuereinbehalt, so
weit sie nicht schon als auszahlende Stelle einzustufen ist29.

Die Kapitalertragsteuer ist vom Abzugsverpflichteten einzubehalten und bis zum zehnten
des Folgemonats bei seinem zuständigen Betriebsstättenfinanzamt anzumelden und abzu
führen30.

1.9 Der Zufluss von Kapitalerträgen und der 
Zeitpunkt des Kapitalertragsteuerabzugs 

Die Kapitalertragsteuer ist vom Abzugsverpflichteten in dem Zeitpunkt einzubehalten, in
dem die Kapitalerträge dem Gläubiger zufließen31. Hinsichtlich des Zuflusses von Kapital
erträgen gilt hierbei folgendes:

Zinsen fließen steuerlich immer mit Zahlbar bzw. Fälligkeit zu. Dies gilt unabhängig
davon, für welchen Zeitraum sie gezahlt werden oder wann die Gutschrift der Zinsen
tatsächlich erfolgt32.

26 § 44 Abs. 1 S. 3 1. Halbsatz EStG
27 Vgl. § 43 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1, 2 bis 4 sowie 7a und 7b EStG
28 BMF v. 28.12.2012; die Regelungen zur Änderung der Abzugsverpflichtung wurden mittlerweile in

das Amtshilferichtlinie Umsetzungsgesetz übernommen.
29 § 44 Abs. 1 S. 3 2. Halbsatz EStG
30 § 44 Abs. 1 S. 5 und § 45a Abs. 1 EStG
31 § 44 Abs. 1 S. 2 und 3 EStG
32 BMF v. 09.10.2012, Rz. 242
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Ausschüttungen oder Dividenden fließen immer mit ihrer Zahlbarkeit bzw. mit der
Kontogutschrift zu.

Bei Kapitalerträgen, die durch Veräußerungs oder Einlösungsvorgänge entstehen (z.B.
bei Verkäufen von Wertpapieren), ist auf den Zeitpunkt des Abschlusses des obligatori
schen Rechtsgeschäfts abzustellen. Dies ist bei Veräußerungsgeschäften der Schluss
oder Handelstag33.

Thesaurierte Erträge von Fonds gelten grundsätzlich mit Ablauf des Fondsgeschäftsjah
res als zugeflossen34.

Sogenannte Mehrbeträge von intransparenten Fonds fließen steuerlich immer mit Ab
lauf des 31.12. eines Kalenderjahres zu35.

Zu Kapitalerträgen, die in Fremdwährung zufließen, hat sich das BMF wie folgt geäußert:

Bei in Fremdwährung bezogenen Kapitalerträgen, z. B. aus Fremdwährungsanleihen
und Fremdwährungskonten, ist sowohl für die Gutschrift als auch für die Kapitalertrag
steuer der Devisenbriefkurs der jeweiligen Fremdwährung zugrunde zu legen, der am
Tag des Zuflusses der Kapitalerträge gilt (…).36

1.10 Die Kirchensteuer als Zuschlagsteuer zur 
Kapitalertragsteuer 

Die Kirchensteuer, die bis 2008 nur im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer
erhoben wurde, kann nun seit Einführung der Abgeltungsteuer auch auf Ebene der Banken
einbehalten werden. Kirchensteuerpflichtigen Personen haben derzeit ein Wahlrecht, die
auf ihre Kapitalerträge entfallende Kirchensteuer

a. mit abgeltender Wirkung direkt von der Bank einbehalten zu lassen37 oder

b. die Kirchensteuer weiterhin in der Veranlagung festsetzen zu lassen38.

Für Banken ist die erste Möglichkeit mit einem deutlichen Arbeitsaufwand verbunden.
Nach § 51a Absatz 2c EStG wird die Kirchensteuer von der Bank als auszahlende Stelle,
alternativ vom Schuldner der Kapitalerträge, einbehalten. Der Kunde muss bei der Bank
den Einbehalt der Kirchensteuer ausdrücklich beantragen. Die Bank führt die Kirchensteu
er an ihr zuständiges Betriebsstättenfinanzamt ab, dieses leitet die Kirchensteuer an die
jeweilige Religionsgemeinschaft weiter.

33 BMF v. 09.10.2012, Rz. 85
34 § 2 Abs. 1 S. 2 InvStG
35 § 6 S. 3 InvStG
36 BMF v. 09.10.2012, Rz. 247
37 § 51a Abs. 2c S. 1 EStG
38 § 51a Abs. 2d S. 1 EStG
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Ein rückwirkender Widerruf des Antrags auf Kirchensteuereinbehalt ist vom Gesetzgeber
ausdrücklich ausgeschlossen worden39. In der Bankenpraxis wird ein Widerruf grundsätz
lich erst mit Wirkung zum Beginn des folgenden Kalenderjahres berücksichtigt. Auch sons
tige unterjährige Änderungen wie z.B. ein Kirchenaustritt oder die Änderung des Kirchen
steuersatzes durch Umzug des Kunden in ein anderes Bundesland beachtet die Bank erst
zum Beginn des Folgejahres. Eine Ausnahme hiervon besteht nur bei der erstmaligen Bean
tragung des Kirchensteuerabzugs durch den Kunden. In solchen Fällen führt die Bank den
Kirchensteuerabzug entweder ab dem unterjährigen Beginn der Geschäftsbeziehung oder,
bei bereits länger bestehenden Kundenverbindungen, rückwirkend ab Beginn des aktuellen
Kalenderjahres durch. Das BMF hat diese Vorgehensweise der Banken bisher nicht bean
standet. Außerdem sehen die Antragsformulare der Banken einen entsprechenden Hinweis
auf diese Handhabung vor. Aus Sicht der Kirchen sollte jedoch grundsätzlich jedwede
Änderung beim Kirchensteuerabzug von den Banken unterjährig beachtet werden.

Gegebenenfalls zuviel von den Banken einbehaltene Kirchensteuer ist nur auf dem Wege
der Veranlagung erstattungsfähig40.

1.10.1 Von der Bank anzuwendende Kirchensteuersätze  

Bei Banken kann nur ein Einbehalt von Kirchensteuer auf Kapitalerträge beantragt werden,
wenn die Sätze der Kirchensteuer entweder 8% oder 9% betragen. Nur diese Sätze können
im Rahmen der Kapitalertragsteueranmeldung von der Bank gegenüber ihrem Betriebs
stättenfinanzamt angemeldet werden.

1.10.2 Die Rundung der Kirchensteuer 

Die Kirchensteuer ist immer abzurunden bzw. nach der zweiten Nachkommastelle abzu
schneiden.

Beispiel:  

Kirchensteuer 25,367 Euro, abgerundet bzw. geschnitten 25,36 Euro

1.10.3 Bescheinigung der Kapitalertragsteuer zur 
Veranlagung der Kirchensteuer 

Hat der Anleger seiner Bank keinen Auftrag zum Einbehalt der Kirchensteuer auf seine
Kapitalerträge erteilt, so wird die Kirchensteuer im Rahmen der Veranlagung festgesetzt.
Der Gesetzgeber hat hierfür eine eigene Bescheinigung über die von der Bank einbehaltene

39 § 51a Abs. 2c S. 3 2. Halbsatz EStG
40 § 51a Abs. 2d 2. Halbsatz EStG
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Kapitalertragsteuer als Bemessungsgrundlage für die Kirchensteuer vorgesehen41. Für diese
Bescheinigung existiert kein amtliches Muster, Banken stellen hier individuelle Bescheini
gungen aus, die im Regelfall nur auf den Ausweis der abgezogenen Kapitalertragsteuer
beschränkt sind. Alternativ zu dieser Bescheinigung kann der Steuerpflichtige auch die
normale Jahressteuerbescheinigung nach § 45a Abs. 2 EStG zur Veranlagung der Kirchen
steuer seinem Finanzamt einreichen, da diese ebenfalls die Angaben über die abgezogene
Kapitalertragsteuer enthält. Die gesonderte Bescheinigung über den Kapitalertragsteuer
einbehalt hat vor diesem Hintergrund kaum Bedeutung erlangt.

1.10.4 Kirchensteuer bei Personengemeinschaften ohne 
gemeinsame Veranlagung 

Bei Personengemeinschaften (keine Ehepaare) kann nur dann Kirchensteuer auf Ebene der
Bank einbehalten werden, wenn alle Mitglieder der Gemeinschaft die gleiche Konfession
haben und ein einheitlicher Kirchensteuersatz von 8% oder 9% anzuwenden ist42. Das Aus
scheiden einzelner Mitglieder aus der Gemeinschaft führt nicht zu einer Beendigung des
Kirchensteuer Abzuges durch die Bank.

1.10.5 Kirchensteuerabzug bei Ehegatten 

Zum Kirchensteuerabzug bei Ehegatten äußert sich der Gesetzgeber wie folgt43:

Sind an den Kapitalerträgen mehrere Personen beteiligt, kann der Antrag nach Satz 1 nur
gestellt werden, wenn es sich um Ehegatten handelt oder alle Beteiligten derselben Reli
gionsgemeinschaft angehören. Sind an den Kapitalerträgen Ehegatten beteiligt, haben
diese für den Antrag nach Satz 1 übereinstimmend zu erklären, in welchem Verhältnis
der auf jeden Ehegatten entfallende Anteil der Kapitalerträge zu diesen Erträgen steht.
Die Kapitalerträge sind entsprechend diesem Verhältnis aufzuteilen und die Kirchen
steuer ist einzubehalten, soweit ein Anteil einem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten zu
zuordnen ist. Wird das Verhältnis nicht erklärt, wird der Anteil nach dem auf ihn entfal
lenden Kopfteil ermittelt.

Demnach hat die Bank als Abzugsverpflichtete für jeden Ehepartner je nach gemeldeter
Religionszugehörigkeit und dessen Anteil am gesamten Kapitalertrag Kirchensteuer einzu
behalten. Werden bei Ehegatten keine weiteren Angaben zur Ertragsaufteilung gemacht,
hat die Bank eine Verteilung der Erträge zu je 50% zu unterstellen.

41 § 51a Abs. 2d S. 2 EStG
42 Vgl. § 51a Abs. 2c S. 10 EStG
43 § 51a Abs. 2c S. 10 bis 13 EStG
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1.10.6 Kirchensteuerabzug bei Personengesellschaften und 
Treuhandkonten 

Bei Personenhandelsgesellschaften wie KG und OHG als Konto bzw. Depotinhaber ist ein
Einbehalt der Kirchensteuer durch die Bank in der Regel nicht möglich. Eine Ausnahme be
steht nur bei vermögensverwaltenden Personengesellschaften mit Privatvermögen, bei denen
alle Gesellschafter die gleiche Konfession aufweisen (z.B. eine vermögensverwaltende GbR).

Bei Treuhandkonten bzw. depots ist der Kirchensteuer Abzug auf Ebene der Bank grund
sätzlich nicht möglich.

1.10.7 Kapitalertragsteuer und Kirchensteuer – eine 
besondere Rechnung 

Die Berechnung der Kirchensteuer bei der Bank gestaltet sich komplex, da die Kirchensteu
er als Sonderausgabe die Kapitalertragsteuer mindert und somit direkt bei der Berechnung
der Höhe der Kapitalertragsteuer berücksichtigt werden muss.

Für die Berechnung der Kapitalertragsteuer gilt folgende Formel gemäß § 32d Abs. 1 EStG:

Die Anwendung der Formel beschreibt das folgende Beispiel: 

Ein Kunde ohne Freistellungsauftrag bekommt eine Zinszahlung in Höhe von 100 Euro
gutgeschrieben. Er hat sich entschieden, die Kirchensteuer in Höhe von 8% durch die
Bank im Rahmen des Kapitalertragsteuerabzuges einbehalten zu lassen. Hier die Rech
nung:

100

4 + 0,08

Kapitalertragsteuer: 24,51 Euro

Solidaritätszuschlag: 1,34 Euro

Die Kirchsteuer beträgt somit 24,51 Euro * 8% = 1,96 Euro

Die Rechnung: 100,00 Euro Brutto Zinsertrag

24,51 Euro Kapitalertragsteuer


